
   

 
  

 

 
An die  

Senatorin für Arbeit, Soziales, Jugend und Integration 

Bahnhofsplatz 29 

28195 Bremen 

 

  
 
 
  

13. Januar 2025 

Ausbildungsunterstützungsfonds 

 

 

Sehr geehrte Frau Senatorin Dr. Schilling, 

 

mit Beginn des neuen Jahres ist das Gesetz zur Errichtung eines Ausbildungsunter-

stützungsfonds im Land Bremen in Kraft getreten. Die bremische Wirtschaft und damit 

auch die Steuerberater im Lande Bremen und ihre Mandanten haben sich mit den sich 

hieraus ergebenden umfassenden Verpflichtungen auseinanderzusetzen. 

 

Uns erreichen aktuell außerordentlich viele Anfragen zu Unklarheiten in der Auslegung 

des Gesetzes und der Auslegung der Begrifflichkeiten. Es ist zu vermuten, dass auch 

Ihre Behörde mit ähnlichen und ähnlich vielen Anfragen konfrontiert wird.  

 

Wir wären Ihnen daher sehr dankbar, wenn die von Ihnen herausgegebenen FAQs, 

die aus unserer Sicht derzeit (noch) sehr allgemein gehalten sind und nur wenige Prob-

lemfragen beantworten, beständig und zeitnah ergänzt werden. Als Vorbild mögen hier 

die FAQs im Zusammenhang mit der Beantragung der Corona-Überbrückungshilfen 

dienen: Auch hier gab es eine Fülle von Fragen zum Verfahren selbst und zu Details 

der geltend zu machenden Kosten. Die permanente Ergänzung und Überarbeitung der 

FAQs hat sich in der Praxis als außerordentlich hilfreich erwiesen und dürfte die zu 

bewältigenden Aufgaben auf allen Seiten wesentlich erleichtert haben. 

 

Das für unseren Berufsstand drängendste Problem ist allerdings die fehlende Möglich-

keit, für unsere Mandanten die notwendigen Meldungen abgeben zu können: Die we-

nigsten der von uns betreuten Unternehmen verfügen über ein eigenes Elster-Zertifi-

kat. Es wurde von Ihnen in der Vergangenheit schlicht nicht benötigt, da sämtliche über 

Elster abzugebenden Meldungen und Erklärungen über die von ihnen beauftragten 

Steuerberaterinnen und Steuerberater erledigt werden. 
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Neben dem unerhörten zusätzlichen bürokratischen Aufwand, der mit der Beantragung 

der Elster-Zertifikate einhergeht, stößt es in unserer Mandantschaft auf großes Unver-

ständnis, dass die Meldungen nicht von uns im Namen der Mandanten eingereicht 

werden können - nicht zuletzt deshalb, weil sämtliche für die Meldungen erforderlichen 

Daten in unseren Kanzleien vorhanden sind. 

 

Auch die Tatsache, dass die Beantragung eines Elster-Zertifikats eine Bearbeitungs-

zeit von derzeit mindestens zwei Wochen erfordert, beeinträchtigt die Akzeptanz des 

Verfahrens deutlich. 

 

Sofern eine kurzfristige Umsetzung des Elster-Zugangs für Berater nicht möglich sein 

sollte, wäre die alternative Schaffung eines Zugangs analog den regelmäßigen Mel-

dungen an das Statistische Landesamt Bremen wünschenswert: Hier werden den be-

troffenen Unternehmen automatisiert die notwendigen Zugangsdaten übersandt, die 

zur weiteren Bearbeitung problemlos an die Kanzleien weitergegeben werden können. 

 

Unklar ist zudem auch, ob Unternehmen, welche unter die Bagatellgrenze fallen, ihren 

Befreiungsantrag ebenfalls über das Elster-Portal einreichen müssen. Hier sollte im 

Sinne einer unbürokratischen Lösung zügig klargestellt werden, dass ein Antrag per 

Email ausreichend ist. 

 

In Anbetracht der erheblichen Probleme bei den Meldungen halten wir die gesetzte 

Frist bis zum 28.02. für deutlich zu kurz und regen eine Fristverlängerung bis zum 

30.06.2025 an. Wir hoffen insbesondere, dass der absolut notwendige Zugang des 

Berufsstandes zur Abgabe der Meldungen für die betreuten Unternehmen schnellst-

möglich umgesetzt wird. 

 

Sollte Gesprächsbedarf bezüglich der von uns aufgeworfenen Fragen bestehen, ste-

hen wir hierfür jederzeit gerne zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

   

Hanseatische Steuerberaterkammer Bremen 

Präsident StB Dipl.-FW Paul Thomas Koßmann 

 

 

 

 

 

   

Steuerberaterverband im Lande Bremen e.V. 

Vorsitzender StB Ralf Heitkamp 


